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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
(Milch und Milcherzeugnisse) des Rats der Europäischen 
W irts chaf tsgemeinschaf t 

(Durchführungsgesetz EWG Milch und Milcherzeugnisse) 

— Drucksache IV/2260 — 


A. Bericht des Abgeordneten Sühler 


Das vorliegende Durchführungsgesetz EWG Milch 
und Milcher-zeugnisse wurde in der 127. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 27. Mai 1964 an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend und an den Wirtschaftsausschuß und 
Außenhandelsausschuß mitberatend überwiesen. 

Das Gesetz dient der Durchführung der Anpas- 
sung an die vom Rat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft am 5. Februar 1964 beschlossenen 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse (Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG). 

Der Gesetzentwurf trägt insbesondere folgenden 
Grundgedanken der gemeinsamen Marktordnung 
Rechnung: 

1. Durch eine innergemeinschaftlidie Abschöpfungs- 
regelung werden die einzelstaatlichen Maßnah- 
men zum Schutz der Märkte der Mitgliedstaaten 
ersetzt; hierdurch soll die schrittweise Entwick- 
lung des Warenverkehrs in der Gemeinschaft 
ermöglicht werden. 

2. Um den Milcherzeugern Garantien für ihre Be- 
schäftigung und Lebenshaltung zu gewährleisten, 
wird jährlich in jedem Mitgliedstaat ein Richt- 
preis für Milch ab Hof festgesetzt. Die einzel- 
staatlichen Richtpreise sollen im Laufe der Über- 
gangszeit schrittweise einander angenähert und 
schließlich auf einen vom Rat der europäischen 


Wirtschaftsgemeinschaft festzusetzenden gemein- 
samen Richtpreis vereinheitlicht werden. 

3. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, auf dem 
Buttermarkt zu intervenieren, um ein uner- 
wünschtes Absinken der Futterpreise und damit 
eine Einkommensminderung der Milcherzeuger 
zu verhindern, über eine gemeinschaftliche Inter- 
vention bei Produkten, die insbesondere der 
Eiweißverwertung dienen, wird der Rat binnen 
zwei Jahren entscheiden; bis dahin können die 
Mitgliedstaaten für diese Erzeugnisse einzel- 
staatliche Maßnahmen durchführen. 

In der Ausschußberatung wurde dem Vorschlag des 
Bundesrates, die Präambel betreffend, zugestimmt. 
Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie der Außenhandelsausschuß hielten 
dies aus allgemein politischen Erwägungen für an- 
gebracht, ohne zu der Frage, ob diese Zustimmung 
des Bundesrates auch verfassungsrechtlich notwen- 
dig sei, Stellung zu nehmen. 

Ferner wurde beschlossen, die Festsetzung des 
Richtpreises für Milch ab Hof und des Interventions- 
preises für (inländische Butter der ersten Qualität an 
die Zustimmung des Bundestages zu binden. 

Im Gegensatz zum Orientierungspreis bei Rind- 
fleisch war der Ausschuß mit der Festsetzung des 
Richtpreises für Milch für das Milchwirtschaftsjahr 
1964/65 in Höhe von 0,377 DM einverstanden und 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/2387 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


hat diesen Preis im § 1 Abs. 1 festgesetzt. Dadurch 
erübrigt sich eine gesonderte Rechtsverordnung der 
Bundesregierung. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die Fest- 
setzung des Richtpreises und des Interventions- 
preises von großer wirtschaftlicher und politischer 
Bedeutung ist und daher der Zustimmung des Bun- 
destages bedürfe. 

Die Einfügung eines neues Absatzes 4 in § 3 mit 
folgender Fassung: 

„(4) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechtsverordnung, falls die 
Bundesrepublik Deutschland durch die Kommis- 
sion dazu ermächtigt wird, nach Artikel 9 Abs. 1 
und 2 der Verordnung Nr. 13/64/EWG die Ab- 
schöpfungssätze verringern.", 
wurde vom Ausschuß fallengelassen, nachdem der 
Vertreter des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten erklärt hatte, daß sein 
Ministerium in derartigen Fällen, wie auch in Kürze 
bei der Einfuhr von Gänsen und geschlachteten Hüh- 
nern nach Berlin, den Ausschuß vorher konsultieren 
werde. 

Dem Vorschlag des Bundesrates, in § 10 Abs. 2 die 
Zustimmung des Bundesrates für die Übertragung 
von Befugnissen der Bundesregierung auf einzelne 
Bundesminister vorzusehen, vermochte der Aus- 
schuß nicht zu folgen. Eine derartige Zuständigkeits- 


regelung innerhalb der Bundesregierung erfordert 
keine Mitwirkung des Bundesrates, zumal der Bun- 
desrat bei einer nach § 10 Abs. 1 zu erlassenden 
Rechtsverordnung in jedem Falle beteiligt ist. 

Eine Neufassung des § 18 war aus rechtstechni- 
schen Gründen erforderlich. Das Inkrafttreten des 
Gesetzes, mit Ausnahme des § 5 Abs. 1, soll 
nach der Verkündung erfolgen. § 5 Abs. 1 soll 
zum Zeitpunkt der Anwendung der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG in Kraft treten. 

Die mitberatenden Ausschüsse — Wirtschaft und 
Außenhandel — nahmen die Regierungsvorlage ein- 
schließlich der vom Bundesrat gewünschten Ände- 
rungen, soweit diesen die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat, an. Der Wirtschaftsausschuß sprach sich 
allerdings ausdrücklich gegen die Beteiligung des 
Bundestages an den Rechtsverordnungen der §§ 1 
und 6 aus. 

Da § 20 mehrere Änderungen des Außenwirt- 
schaftsgesetzes vorsieht, ersuchte der mitberatende 
Außenhandelsausschuß die Bundesregierung, im 
Bundesgesetzblatt die geltende Fassung des Außen- 
wirtschaftsgesetzes neu izu veröffentlichen. Der Er- 
nährungsausschuß stimmte diesem Wunsche zu. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag Ihre Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 15. Juni 1964 


Sühler 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2260 — mit 
den aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Änderungen, im übrigen unverändert 
nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1964 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Sühler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
(Milch und Milcherzeugnisse) des Rats der Europäischen 
W irtschaftsgemeinschaf t 

(Durchführungsgesetz EWG Milch und Milcherzeugnisse) 

— Drucksache IV/2260 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Die Bundesregierung setzt jährlich gemäß Artikel 
17 der Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rats vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 549/64) durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
den Richtpreis ab Hof für ein Kilogramm Milch mit 
einem Fettgehalt von 3,7 vom Hundert fest. 


§ 5 

(1) Die Einfuhr (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes) von Butter, die nicht aus pasteuri- 
sierter Sahne hergestellt ist, in 100 Gewichtsteilen 
weniger als 82 Gewichtsteile Fett, mehr als 16 Ge- 
wichtsteile Wasser oder mehr als 2 Gewichtsteile 
fettfreie Trockenmasse enthält und nicht den Be- 
stimmungen der Butterverordnung vom 2. Juni 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 110 vom 12. Juni 1951) über 
Markenbutter entspricht, ist verboten. Die Zollstelle 
fertigt Butter zur Einfuhr nur ab, wenn eine Be- 


Beschlüsse des 19, Ausschusses 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Der Richtpreis ab Hof für ein Kilogramm Milch 
mit einem Fettgehalt von 3,7 vom Hundert wird für 
das Milchwirtschaftsjahr 1964/65 auf 0,377 DM fest- 
gesetzt. 

(2) Für die folgenden Milchwirtschaftsjahre setzt 
die Bundesregierung jährlich gemäß Artikel 17 der 
Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rats vom 5. Februar 
1964 über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften S. 549/64) durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundestages bedarf, den Richtpreis 
ab Hof für ein Kilogramm Milch mit einem Fett- 
gehalt von 3,7 vom Hundert fest. 

(3) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, bin- 
nen zwei Wochen zu Entwürfen von Rechtsverord- 
nungen nach Absatz 2 Stellung zu nehmen. 

§ 5 

(1) Die Einfuhr (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes) von Butter, die nicht aus pasteuri- 
sierter Sahne (Rahm) hergestellt ist, in 100 Gewichts- 
teilen weniger als 82 Gewichtsteile Fett, mehr als 
16 Gewichtsteile Wasser oder mehr als 2 Gewichts- 
teile fettfreie Milchtrockenmasse enthält und nicht 
den Bestimmungen der Butterverordnung vom 2. Juni 
1951 (Biindesanzeiger Nr. 110 vom 12. Juni 1951) 
über Markenbutter entspricht, ist verboten. Die 
Zollstelle fertigt Butter zur Einfuhr nur ab, wenn 
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Entwurf 

scheinigung der Einfuhr- und Vorratsstelle vorge- 
legt wird, aus der sich ergibt, daß die Vorausset- 
zungen des Einfuhrverbotes nicht vorliegen. 

(2) Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit den Bundesministern für Wirtschaft, der Finan- 
zen und für Gesundheitswesen durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, Ausnahmen von Absatz 1 zulassen 

1. für geringfügige Mengen, 

2. für Butter, die nicht in den freien Ver- 
kehr gebracht wird, und 

3. bei Versorgungsschwierigkeiten. 

§ 6 

Der Bundesminister setzt im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Wirtschaft und der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, den Interventions- 
preis für inländische frische Butter der ersten Qua- 
lität sowie Interventionsorte fest. 


§ 18 

Die §§ 42 und 43 Abs. 3 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend. 


§ 23 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1964, soweit es 
jedoch Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen enthält, am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

eine Bescheinigung der Einfuhr- und Vorratsstelle 
vorgelegt wird, aus der sich ergibt, daß die Voraus- 
setzungen des Einfuhrverbotes nicht vorliegen. 

(2) unverändert 


§ 6 

(1) Der Bundesminister setzt für das Milchwirt- 
schaftsjahr 1964/65 im Einvernehmen mit den Bun- 
desministern für Wirtschaft und der Finanzen durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, den Interventionspreis für in- 
ländische frische Butter der ersten Qualität sowie 
Interventionsorte fest. 

(2) Für die folgenden Milchwirtschaftsjahre setzt 
der Bundesminister im Einvernehmen mit den Bun- 
desministern für Wirtschaft und der Finanzen durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
tages bedarf, den Interventionspreis für inländische 
frische Butter der ersten Qualität sowie Inter- 
ventionssorte fest. 

(3) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, bin- 
nen zwei Wochen zu Entwürfen von Rechtsverord- 
nungen nach Absatz 2 Stellung zu nehmen. 

§ 18 

Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist zulässig. 

Die §§ 42 und 43 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 bis 6 
des Außenwirtschaftsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 23 

Dieses Gesetz tritt, mit Ausnahme des § 5 Abs. 1, 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. § 5 Abs. 1 
tritt mit dem Zeitpunkt der Anwendung der Rege- 
lung für den Handelsverkehr nach der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG in Kraft; der Bundesminister gibt 
diesen Zeitpunkt im Bundesgesetzblatt bekannt. 
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